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ventions-, Rehabilitations- und Wiederaufbauprogrammen zu
fördern, um die Anstrengungen der von Naturkatastrophen
und komplexen Notsituationen betroffenen Entwicklungslän-
der zu unterstützen; 

16. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen; 

17. beschließt, den Punkt „Umsetzung der Ergebnisse
der Konferenz der Vereinten Nationen über Wohn- und Sied-
lungswesen (Habitat II) und Stärkung des Programms der Ver-
einten Nationen für menschliche Siedlungen (UN-Habitat)“ in
die vorläufige Tagesordnung ihrer zweiundsechzigsten Ta-
gung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/207

Verabschiedet auf der 83. Plenarsitzung am 20. Dezember 2006 ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/424/Add.1, Ziff. 9)221.

61/207. Die Rolle der Vereinten Nationen bei der Förde-
rung der Entwicklung im Kontext der Globalisie-
rung und der Interdependenz

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/169 vom 15. De-
zember 1998, 54/231 vom 22. Dezember 1999, 55/212 vom
20. Dezember 2000, 56/209 vom 21. Dezember 2001, 57/274
vom 20. Dezember 2002, 58/225 vom 23. Dezember 2003,
59/240 vom 22. Dezember 2004 und 60/204 vom 22. Dezem-
ber 2005 über die Rolle der Vereinten Nationen bei der För-
derung der Entwicklung im Kontext der Globalisierung und
der Interdependenz,

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005222 und alle einschlägigen Resolutionen der Generalver-
sammlung im Wirtschafts- und Sozialbereich und auf damit
zusammenhängenden Gebieten, insbesondere diejenigen, die
auf dem Ergebnis des Weltgipfels 2005 aufbauen, namentlich
die Resolution 60/265 der Generalversammlung vom 30. Juni
2006 über die Weiterverfolgung der entwicklungsbezogenen
Ergebnisse des Weltgipfels 2005, einschließlich der Millenni-
ums-Entwicklungsziele und der anderen international verein-
barten Entwicklungsziele,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 57/270 B vom
23. Juni 2003 über die integrierte und koordinierte Umsetzung
und Weiterverfolgung der Ergebnisse der großen Konferenzen
und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und
Sozialbereich,

betonend, dass es notwendig ist, die weltweite Entwick-
lungspartnerschaft voll durchzuführen und die von dem Welt-
gipfel 2005 ausgehende Dynamik zu steigern, um die in den
Ergebnissen der großen Konferenzen und Gipfeltreffen der
Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozialbereich und auf

damit zusammenhängenden Gebieten, einschließlich des
Weltgipfels 2005, eingegangenen Verpflichtungen zu opera-
tionalisieren und zu erfüllen,

in Bekräftigung der in der Millenniums-Erklärung der Ver-
einten Nationen223 zum Ausdruck gebrachten Entschlossen-
heit, sicherzustellen, dass die Globalisierung zu einer positiven
Kraft für alle Menschen der Welt wird, 

in der Erkenntnis, dass alle Menschenrechte allgemein gül-
tig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander ver-
knüpft sind,

feststellend, dass im Kontext der Globalisierung dem Ziel
des Schutzes, der Förderung und der Stärkung der Rechte und
des Wohls von Frauen und Mädchen besondere Aufmerksam-
keit gewidmet werden muss, wie in der Erklärung und der Ak-
tionsplattform von Beijing224 vorgesehen,

in Bekräftigung der Verpflichtung, Armut und Hunger zu
beseitigen und ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum, eine
nachhaltige Entwicklung und weltweite Prosperität für alle so-
wie die Entwicklung der Produktionssektoren in den Entwick-
lungsländern zu fördern, damit diese auf wirksamere Weise
am Prozess der Globalisierung teilhaben und daraus Nutzen
ziehen können,

sowie in Bekräftigung ihrer nachdrücklichen Unterstüt-
zung für eine faire Globalisierung und ihrer Entschlossenheit,
das Ziel der produktiven Vollbeschäftigung und einer men-
schenwürdigen Arbeit für alle zu erreichen, und in diesem Zu-
sammenhang unter Hinweis auf die am 5. Juli 2006 auf dem
Tagungsteil auf hoher Ebene der Arbeitstagung des Wirt-
schafts- und Sozialrats verabschiedete Ministererklärung zum
Thema „Schaffung eines nationalen und internationalen Um-
felds, das die Herbeiführung der produktiven Vollbeschäfti-
gung und einer menschenwürdigen Arbeit für alle fördert, und
seine Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung“225, 

ferner in Bekräftigung der Verpflichtung, die Mitwirkung
der Entwicklungs- und Transformationsländer an den welt-
wirtschaftlichen Entscheidungs- und Normsetzungsprozessen
auszuweiten und zu stärken, zu diesem Zweck betonend, wie
wichtig es ist, die Bemühungen um die Reform der internatio-
nalen Finanzarchitektur fortzusetzen, und feststellend, dass
die Frage des Stimmrechtsanteils der Entwicklungsländer in
den Bretton-Woods-Institutionen, die nach wie vor ein Anlie-
gen ist, weiter erörtert werden muss, 

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zu Lenkungsstruktu-
ren, Ausgewogenheit und Transparenz in den Finanz-, Wäh-
rungs- und Handelssystemen sowie ihres Bekenntnisses zu ei-

221 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
222 Siehe Resolution 60/1.

223 Siehe Resolution 55/2. 
224 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4–15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html.
225 A/61/3, Kap. III, Ziff. 50. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Of-
ficial Records of the General Assembly, Sixty-first Session, Supplement
No. 3.
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nem offenen, fairen, regelgestützten, berechenbaren und nicht-
diskriminierenden multilateralen Handels- und Finanzsystem,

in der Erkenntnis, dass sich die einzelnen Länder stark in
ihrer Fähigkeit unterscheiden, auf wissenschaftliche und tech-
nologische Kenntnisse, die zum größten Teil in den entwik-
kelten Ländern hervorgebracht werden, zuzugreifen, sie zu
verbreiten und zu nutzen,

sowie in der Erkenntnis, dass die Entwicklungsländer über
unterschiedliche Kapazitäten für die Umsetzung wissenschaft-
licher und technologischer Kenntnisse in Güter und Dienstlei-
stungen und für Investitionen in Humanressourcen und den
Aufbau unternehmerischer Kapazitäten verfügen,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs226;

2. erkennt an, dass sich manche Länder erfolgreich an
die Veränderungen angepasst und Nutzen aus der Globalisie-
rung gezogen haben, dass jedoch viele andere, insbesondere
die am wenigsten entwickelten Länder, in der zunehmend glo-
balen Weltwirtschaft nach wie vor marginalisiert sind, und er-
kennt außerdem an, dass, wie es in der Millenniums-Erklä-
rung223 heißt, die mit der Globalisierung einhergehenden Vor-
teile ebenso wie auch ihre Kosten sehr ungleich verteilt sind; 

3. bekräftigt, dass die Vereinten Nationen eine grundle-
gende Rolle bei der Förderung der internationalen Entwick-
lungszusammenarbeit und bei der Gewährleistung der Kohä-
renz sowie der Koordinierung und Umsetzung der von der in-
ternationalen Gemeinschaft vereinbarten Ziele und Maßnah-
men auf dem Gebiet der Entwicklung spielen müssen, und be-
schließt, in enger Zusammenarbeit mit allen anderen multila-
teralen Finanz-, Handels- und Entwicklungsinstitutionen die
Koordinierung innerhalb des Systems der Vereinten Nationen
zu stärken, um ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum, die Ar-
mutsbekämpfung und die nachhaltige Entwicklung zu fördern;

4. unterstreicht, dass bei der Prüfung der Zusammen-
hänge zwischen Globalisierung und nachhaltiger Entwicklung
besonderes Gewicht auf die Erarbeitung und Umsetzung sich
gegenseitig stützender Politiken und Praktiken gelegt werden
soll, die ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum, die soziale Ent-
wicklung und den Umweltschutz fördern, und dass dies An-
strengungen auf nationaler wie auf internationaler Ebene er-
fordert;

5. bekräftigt, dass gute Regierungsführung von grund-
legender Bedeutung für eine nachhaltige Entwicklung ist, dass
eine solide Wirtschaftspolitik, stabile demokratische Institu-
tionen, die auf die Bedürfnisse der Bevölkerung eingehen, und
eine verbesserte Infrastruktur die Grundlage für ein dauerhaf-
tes Wirtschaftswachstum, die Armutsbeseitigung und die
Schaffung von Arbeitsplätzen bilden und dass Freiheit, Frie-
den und Sicherheit, Stabilität im Inneren, die Achtung der
Menschenrechte, einschließlich des Rechts auf Entwicklung,
sowie Rechtsstaatlichkeit, die Gleichstellung der Geschlech-
ter, eine marktorientierte Politik und eine allgemeine Ver-

pflichtung auf eine gerechte und demokratische Gesellschaft
ebenfalls von wesentlicher Bedeutung sind und sich gegensei-
tig stärken;

6. bekräftigt außerdem, dass eine gute Ordnungspolitik
auf internationaler Ebene für die Verwirklichung einer nach-
haltigen Entwicklung von grundlegender Bedeutung ist, dass
es, um ein dynamisches und förderliches internationales wirt-
schaftliches Umfeld sicherzustellen, wichtig ist, durch die
Auseinandersetzung mit den internationalen Finanz-, Han-
dels-, Technologie- und Investitionsmustern, die sich auf die
Entwicklungsaussichten der Entwicklungsländer auswirken,
eine weltweite wirtschaftliche Ordnungspolitik zu fördern,
und dass zu diesem Zweck die internationale Gemeinschaft al-
le erforderlichen und geeigneten Maßnahmen ergreifen soll,
namentlich die Gewährleistung von Unterstützung für struk-
turelle und makroökonomische Reformen, eine umfassende
Lösung des Problems der Auslandsverschuldung und die Er-
weiterung des Marktzugangs für Entwicklungsländer;

7. unterstreicht, dass die steigende Interdependenz der
Volkswirtschaften in einer zunehmend globalen Welt und die
Entwicklung regelgestützter Ordnungsrahmen für die interna-
tionalen Wirtschaftsbeziehungen dazu geführt haben, dass der
Handlungsspielraum für nationale Wirtschaftspolitik, das
heißt der Wirkungsbereich innerstaatlicher Politiken, insbe-
sondere in den Bereichen Handel, Investitionen und industri-
elle Entwicklung, jetzt oft durch internationale Disziplinen,
Verpflichtungen und Weltmarkterwägungen eingegrenzt
wird, dass es Sache jeder Regierung ist, die mit der Akzeptanz
internationaler Regeln und Verpflichtungen verbundenen
Vorteile mit den Nachteilen aus dem Verlust politischen Hand-
lungsspielraums abzuwägen, und dass es für die Entwick-
lungsländer eingedenk der Entwicklungsziele besonders wich-
tig ist, dass alle Länder der Notwendigkeit eines angemesse-
nen Gleichgewichts zwischen nationalem politischem Hand-
lungsspielraum und internationalen Disziplinen und Ver-
pflichtungen Rechnung tragen;

8. bekräftigt, dass jedes Land die Hauptverantwortung
für seine eigene Entwicklung trägt, dass die Rolle der nationa-
len Politiken und Entwicklungsstrategien bei der Herbeifüh-
rung einer nachhaltigen Entwicklung nicht genügend betont
werden kann und dass die nationalen Anstrengungen durch un-
terstützende globale Programme, Maßnahmen und Politiken
ergänzt werden sollen, mit dem Ziel, die Entwicklungschancen
der Entwicklungsländer zu vergrößern, wobei die jeweiligen
nationalen Gegebenheiten zu berücksichtigen sind und die
Achtung der nationalen Trägerschaft, der nationalen Strategi-
en und der nationalen Souveränität zu gewährleisten ist; 

9. betont, dass es besonders wichtig ist, mittels energi-
scher Kooperationsbemühungen seitens aller Länder und In-
stitutionen ein günstiges internationales wirtschaftliches Um-
feld zu schaffen, um eine ausgewogene wirtschaftliche Ent-
wicklung in einer Weltwirtschaft zu fördern, die allen Men-
schen dient;

10. bittet die entwickelten Länder, insbesondere die gro-
ßen Industrieländer, die Auswirkungen zu berücksichtigen,
die ihre makroökonomischen Politiken auf das Wachstum und
die Entwicklung auf internationaler Ebene haben; 226 A/61/286.
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11. erkennt gleichzeitig an, dass die inländischen Volks-
wirtschaften heute eng mit dem Weltwirtschaftssystem ver-
flochten sind und dass unter anderem die effektive Nutzung
von Handels- und Investitionschancen den Ländern bei der Ar-
mutsbekämpfung helfen kann;

12. betont, dass mit der zunehmenden Globalisierung
und Interdependenz der Weltwirtschaft ein ganzheitliches
Vorgehen zur Bewältigung der miteinander verbundenen na-
tionalen, internationalen und systemischen Herausforderun-
gen der Entwicklungsfinanzierung, namentlich eine nachhal-
tige, gleichstellungsorientierte Entwicklung, die den Men-
schen in den Mittelpunkt stellt, unerlässlich ist und dass ein
solches Vorgehen Chancen für alle eröffnen und dazu beitra-
gen muss, dass Ressourcen geschöpft und wirksam genutzt so-
wie auf allen Ebenen stabile und rechenschaftspflichtige Insti-
tutionen geschaffen werden; 

13. erkennt an, dass die auf dem Gebiet der Technologie
und der wissenschaftlichen Kapazitäten bestehende Kluft zwi-
schen den entwickelten Ländern und den Entwicklungslän-
dern, insbesondere den am wenigsten entwickelten Ländern,
auch weiterhin Anlass zur Besorgnis gibt, da sie die Fähigkeit
zahlreicher Entwicklungsländer einschränkt, in vollem Um-
fang an der Weltwirtschaft teilzuhaben; 

14. erkennt außerdem an, dass Wissenschaft und Tech-
nologie für die gemeinsame Nutzung der Vorteile aus der Glo-
balisierung unverzichtbar sind, und betont, dass die technolo-
gische Kluft zwischen entwickelten Ländern und Entwick-
lungsländern eine große Herausforderung für die Entwick-
lungsländer in ihren Anstrengungen zur Erreichung der Ent-
wicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, bedeutet;

15. erkennt ferner an, dass Regierungen und andere In-
teressenträger durch ihr Engagement, ihre Zusammenarbeit
und ihre Partnerschaft erreichen können, dass die Globalisie-
rung zu einer positiven Kraft für alle wird, und dass die För-
derung der internationalen Zusammenarbeit im Dienste der
Entwicklung und die Förderung der politischen Kohärenz in
globalen Entwicklungsfragen dafür unerlässlich sind;

16. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrück-
lich auf, weiter darauf hinzuarbeiten, die angemessene Ver-
breitung wissenschaftlicher und technischer Kenntnisse, den
Technologietransfer in die Entwicklungsländer sowie diesen
Ländern den Zugang zu Technologien und ihren Erwerb zu er-
leichtern;

17. betont, dass es erforderlich ist, den Zugang zu und die
Entwicklung, Weitergabe und Verbreitung von Technologien
zu Gunsten der Entwicklungsländer zu fördern und zu erleich-
tern, indem Politiken und Maßnahmen erarbeitet werden, die
ein günstiges Umfeld für die Erleichterung des Erwerbs und
der Entwicklung von Technologien fördern und die Innova-
tionskapazität stärken, auf der Grundlage der in der Minister-
erklärung von Doha227 enthaltenen Mandate; 

18. fordert die Gewährung technischer und finanzieller
Hilfe an die Entwicklungsländer, damit sie die personellen und

institutionellen Kapazitäten aufbauen können, die zur Verfol-
gung politischer Strategien zur Stärkung ihrer nationalen In-
novationssysteme und zur Förderung von Investitionen in die
wissenschaftlich-technische Bildung erforderlich sind, um so
nicht nur neue Technologien hervorzubringen, sondern auch
um Kapazitäten zu erwerben, die es ermöglichen, wissen-
schaftlich-technische Entwicklungen aus anderen Ländern an
die lokalen Gegebenheiten anzupassen; 

19. erkennt an, dass Wissenschaft und Technologie, ein-
schließlich der Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien, für die Erreichung der Entwicklungsziele eine entschei-
dende Rolle spielen und dass die internationale Unterstützung
den Entwicklungsländern helfen kann, aus den technologi-
schen Fortschritten Nutzen zu ziehen und ihre Produktionska-
pazitäten zu steigern, und bekräftigt in dieser Hinsicht die Ver-
pflichtung, den Zugang zu und die Entwicklung, Weitergabe
und Verbreitung von Technologien, namentlich umweltver-
träglichen Technologien und entsprechendem Know-how, zu
Gunsten der Entwicklungsländer zu fördern und gegebenen-
falls zu erleichtern; 

20. begrüßt die bestehenden Mechanismen und Initiati-
ven, die den Entwicklungsländern beim Zugang zu Technolo-
gien behilflich sind, befürwortet die Stärkung und Erweiterung
der bestehenden Mechanismen und die Prüfung von Initiati-
ven, einschließlich der Schaffung internationaler Datenban-
ken mit Erkenntnissen und Informationen über Forschungser-
gebnisse, um die Entwicklungsländer dabei zu unterstützen,
Zugang zu Technologien und Know-how für die Gründung
technologieorientierter Unternehmen und die Modernisierung
bestehender Industrien zu erhalten, und befürwortet außerdem
die Aufstockung der den Entwicklungsländern gewährten Hil-
fe mit dem Ziel, die digitalen Chancen für alle Menschen zu
erhöhen und dabei das Potenzial der Informations- und Kom-
munikationstechnologien für die Erschließung des Zugangs zu
Technologien und Know-how zu nutzen; 

21. unterstützt die bestehenden Vereinbarungen und die
weitere Förderung regionaler, subregionaler und interregiona-
ler gemeinsamer Forschungs- und Entwicklungsprojekte, in-
dem nach Möglichkeit die im Bereich von Wissenschaft, For-
schung und Entwicklung vorhandenen Ressourcen genutzt
und hochmoderne wissenschaftliche Einrichtungen und For-
schungsgeräte vernetzt werden;

22. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung unter dem Punkt
„Globalisierung und Interdependenz“ einen Bericht über Glo-
balisierung und Interdependenz vorzulegen, der sich mit dem
Thema möglicher Auswirkungen internationaler Verpflich-
tungen, Politiken und Prozesse auf den Umfang und die Durch-
führung nationaler Entwicklungsstrategien befasst.

RESOLUTION 61/208
Verabschiedet auf der 83. Plenarsitzung am 20. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/424/Add.2, Ziff. 8)228.

227 A/C.2/56/7, Anlage.
228 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.




